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Ergebnisprotokoll  
der 36. Sitzung des Frauenpolitischen Beirats am 28.6.2017 

Teilnehmerinnen gem. Anwesenheitsliste (siehe Anlage a) 

Vor Eintritt die Tagesordnung: Begrüßung der Beiratsmitglieder und insbesondere der neuen 
Vertreterinnen zur ersten Sitzung in der neuen Legislaturperiode; das sind  

Frau Friederike Strack für die Frauenprojekte Anti-Gewalt   
Frau Anna Zagidullin für die LIGA der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege (LIGA). 
Frau Manuela Albrecht für die Handwerkskammer  
Frau Dr. Jutta Begenau für das Netzwerk Frauengesundheit Berlin. 
 
Frau Regina Kleindienst für die IHK Berlin und  
Frau Kerstin Bierwirth von der BVG, die in 2017 die Initiative mehrwert vertritt (beide 
entschuldigt).  

TOP 1  Gleichstellungspolitische Schwerpunkte in der KOA-Vereinbarung 2016-
2021 und den Richtlinien der Regierungspolitik  

Frau Staatssekretärin König berichtet: 
Der Zuschnitt der Senatsverwaltungen bzw. Ressorts sowie der neue Titel „Gleichstellung“ 
bedeuten keine Akzentverschiebung. Die Abt. Frauen und Gleichstellung bleibt unverändert 
bestehen.  
Es werden Synergien erwartet, z.B. im Bereich Frauengesundheit, Frauen und Sucht, Frauen 
und Behinderung  oder Frauen und Pflege.   
 
Inhaltliche Schwerpunkte für die nächsten Jahre: 

1. Anti-Gewalt-Arbeit in Berlin:  
Berlin ist eine wachsende Stadt mit wachsenden Herausforderungen auch im 
Antigewaltbereich und vergleichsweise gut aufgestellt. Das Hilfesystem soll quantitativ 
(mehr Schutzplätze) und qualitativ (insb. stärkere Berücksichtigung besonderer 
Zielgruppen – Frauen mit Behinderung/mit behinderten Kindern; Barrierefreiheit; 
Schnittstellen verschiedener Instrumente im Hilfesystem z.B. Wohnen nach dem 
Frauenhaus; präventive Angebote und Beratung gegen virtuelle-/Cybergewalt 
ausbauen) wachsen. Die Kampagne „Nein heißt nein“ wurde in Berlin und bundesweit 
anerkennend gewürdigt.  

2. Frauen im Arbeitsmarkt/in der Wirtschaft und Geschlechterperspektiven:  
Die Kampagne Frauen und Führung der letzten Legislaturperiode soll mit dem neuen 
Akzent „Kultur in Unternehmen“ auf allen Ebenen fortgesetzt werden, z.B. bei 
Arbeitszeitmodellen, Beruf und Pflege, Väter in Elternzeit, flexible, lebenslauforientierte 
Arbeitszeit und Entgeltgleichheit. Im Land Berlin sollen die für Angestellte bestehenden 
Regelungen zur Familienpflegezeit auch auf Beamte erweitert werden.  
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3. Unterstützung Alleinerziehender:  
In Berlin sind rd. 30% der Familien alleinerziehend (vgl. Bund ca. 19%), die oft keine 
guten Rahmenbedingungen vorfinden (z.B. Wohnen, Kinderbetreuung). Aufbauend auf 
der Strategie seit 2015 und vorbehaltlich des Haushaltsbeschlusses plant die 
Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung ab 2018 zusätzlich zu 
Marzahn-Hellersdorf weitere Anlaufstellen für Alleinerziehende in den Bezirken. Im April 
2017 hat der Senat beschlossen, unter Federführung der Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie eine Landeskommission zur Prävention von Kinder- und 
Familienarmut einzusetzen. Der Kommission gehören weiterhin die Senatsverwaltung 
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung, vertreten durch Frau König sowie die 
Senatsverwaltung für Finanzen und weitere Verbände an. Ziel der Landeskommission ist 
es, eine gesamtstädtische Strategie entwickeln und deren Umsetzung begleiten. Hierzu 
bedarf es ressortübergreifender Maßnahmen und finanzieller Mittel.  

 
Haushalt: Der Haushaltsplan 2018/2019 wurde am 11.7.2017 im Senat beschlossen und 
befindet sich in den parlamentarischen Beratungen. Mit einer Verabschiedung ist im Dezember 
2017 zu rechnen. Mit dem Nachtragshaushalts 2017 ist es gelungen, die Projekte tarifgerecht 
zu bezahlen. Hierfür wurden insgesamt für das Land Berlin ca. 20 Mio € zusätzlich 
bereitgestellt.  
Die Fraueninfrastrukturstellen sollen für weitere 2 Jahre verlängert werden. In dieser Zeit wird 
eine Überprüfung und Neuausrichtung des Programms erfolgen.  
Beiratsmitglieder berichten aus Mitgliedsorganisationen und Bereichen: 
Kampagne „Nein heißt nein“ ist ein großer Erfolg, großer Zuspruch zum neuen Sexualstrafrecht. 
Die Fachstelle gegen sexualisierte Gewalt an Frauen LARA hat im Berliner Fenster der BVG 
einen Filmclip ausstrahlen lassen. Zusätzlich wurden bisher Schlüsselbänder, Trillerpfeifen und 
Postkarten verteilt. 

 
Die Migrantinnenprojekte sehen Defizite in folgenden Bereichen: 

• mehr themenspezifische Fortbildungen erwünscht (Ausländerrecht, Asylrecht) 
• Struktur und Gelder für Übersetzungen fehlen 
• Arbeitsmarkt/Gesetze müssen nachverfolgt werden: welche Maßnahmen greifen, 

wenn ausländische Bildungsabschlüsse nicht anerkannt werden? Gibt es 
Nachqualifizierungsangebote? Einhaltung des Mindestlohns? Entgeltgleichheit? 

• zusätzliche Betreuungsangebote für Alleinerziehende 
 
Aktuelles/Frau König berichtet:  
Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes: Wegen des inhaltlichen Schwerpunktes der 
gesundheitlichen Beratung ist die Federführung der Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege 
und Gleichstellung übertragen worden. Die neu gegründete Arbeitsgruppe 
Prostituiertenschutzgesetz hat ihre Arbeit aufgenommen. Teilzuständigkeiten ergeben sich 
jedoch auch für andere Senatsverwaltungen (Inneres, Wirtschaft, Arbeit und Soziales), die 
entsprechende Maßnahmen umzusetzen haben. 
 
Umsetzung der Integrierten Maßnahmenplanung des Berliner Netzwerkes gegen sexuelle 
Gewalt (IMP): Frage der Ressourcen (Sach- und Personalmittel) und Zuständigkeiten. Alle 
Senatsverwaltungen sollen die Maßnahmen entsprechend ihrer Zuständigkeiten umsetzen. Es 
ist keine alleinige Aufgabe der Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung. Die 
Federführung ist noch in Klärung.  
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Zusätzliche Mittel für Fortbildungen, Sprachmittlung und Übersetzungen wurden 2016 im 
Kontext geflüchteter Frauen und Gewalt zur Verfügung gestellt. Zusätzliche Bedarfe werden 
immer wieder geprüft, wobei die Realisierung immer eine Ressourcenfrage ist. 
 
Neue Frauenhausplätze: Die Kapazitäten in den bestehenden Einrichtungen sind erschöpft. 
Daher soll es, wenn finanzielle Mittel im Haushalt 2018/2019 bereitgestellt werden, neue Plätze 
geschaffen werden. Hierbei sollen gleichzeitig die im Ergebnis der Studie von Frau Prof. 
Kavemann identifizierten unterversorgten Zielgruppen mit besonderem Unterstützungsbedarf 
eingebunden werden (Frauen mit Suchtproblematik, Frauen mit Behinderungen, Frauen mit 
psychischen Problemen). 

TOP 2  Neue Ideen zum GPR/ Dialog mit der Zivilgesellschaft 

Die Richtlinien der Regierungspolitik für die 18. Legislaturperiode sehen die Fortführung und 
Stärkung des Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms vor. Aktuell wird das GPR III 
erarbeitet. Nächste Schritte sind die Durchführung der Konsultationsgespräche mit den 
Genderbeauftragten und Fachverantwortlichen aller Senats- und Bezirksverwaltungen. Das ist 
ein intensiver Prozess, da viele Fachbereiche betroffen sind. Die Senatsvorlage und 
Verabschiedung ist GPR III wird zum Jahresende angestrebt. 
Die Zivilgesellschaft soll deutlich stärker als bisher in die Fachdiskussion einbezogen werden, 
damit Impulse in die Verwaltung hineingetragen werden. Dafür sollen ab 2018 
Kommunikationsmodelle entwickelt werden. Das ist als ausdrückliche Aufforderung auch an die 
Mitgliedsorganisationen des Beirats zu verstehen, sich in die Diskussion einzubringen und an 
der Weiterentwicklung zu beteiligen.  
 
Weitere Informationen zum GPR siehe unter gleichstellung-weiter-denken.  

TOP 4  Berliner Leitlinien Wohnungslosenhilfe, aktueller Stand (vorgezogen) 

Eine erste geplante Überarbeitung der Berliner Leitlinien zur Wohnungslosenhilfe und 
Wohnungslosenpolitik in Berlin wurde 2004 durch die Einführung des SGB II und 2010 wegen 
der erfolgten Gesetzesänderungen im SGB II zurückgestellt.  Ein erster Entwurf ist 2015 
entstanden, wobei die weitere Bearbeitung 2016 ua wegen des neuen Ressortzuschnitts erneut 
unterbrochen wurde. Eine Bearbeitung auf Fachebene und unter Federführung der 
Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales ist fortgesetzt anhängig. Der 
Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung ist hierbei die Berücksichtigung 
frauenspezifischer Bedarf ein besonderes Anliegen. 
 
Das Thema war schon Gegenstand von Diskussionen im Beirat; Verhinderung von 
Wohnungslosigkeit sowie die Versorgung bereits wohnungslos gewordener Frauen stehen im 
Fokus. Mehrheitlich handelt es sich um obdachlose Männer, aber der Anteil der Frauen steigt. 
Es existieren wenige spezifische Unterstützungsangebote. Insgesamt gibt es bei der 
Wohnungslosenpolitik ein Erkenntnisdefizit; es fehlen statistische Grundlagen und belastbare 
Daten.  Es wird angeregt, das Thema in einer der nächsten Beiratssitzungen gemeinsam mit 
Vertreterinnen bzw. Vertretern der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales zu 
beraten. 
  

https://www.berlin.de/gleichstellung-weiter-denken/
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TOP 3  Planung der weiteren Sitzungsthemen 

Nach Diskussion hat sich der Beirat auf die Bearbeitung folgender Themen verständigt: 
 
37. Sitzung (Herbst 2017):   
Wohnungslosenpolitik und Leitlinien Wohnungslosenhilfe. Austausch und Diskussion mit 
einem Vertreter bzw. einer Vertreterin der zuständigen Senatsverwaltung für Integration, Arbeit 
und Soziales erwünscht. 
 
38. Sitzung (Frühjahr 2018): 
Situation geflüchteter Frauen. Es handelt sich um ein sehr vielschichtiges Thema. Die 
Expertise und Erfahrungen der im Beirat vertretenen Projekte, die mit der Zielgruppe arbeiten 
und Maßnahmen im Rahmen des Masterplans Integration und Sicherheit umsetzen, sind von 
besonderem Interesse. Frau Can und Frau Landero haben sich bereit erklärt, hierzu einen 
Vorbereitungstermin zu koordinieren. Weitere Interessentinnen zur Vorbereitung und Mitarbeit 
und Vorbereitung sind erwünscht.  
 
39. Sitzung (Herbst 2018):  
Extremismus: Frauenprojekte, die mit jungen Mädchen in Schulen arbeiten und workshops zu 
Zwangsverheiratung machen, beobachten zunehmend Extremismustendenzen bei jungen 
Frauen. Zur Behandlung des Themas im Beirat bittet Frau König ebenfalls um Vorbereitung 
durch eine AG. Frau Can hat sich bereit erklärt, einen Vorbereitungstermin zu koordinieren.  
 
Vorschlag für 2019: 
Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes in Berlin 

TOP 5  Verschiedenes 

WOMEN’S WELCOME BRIDGE ist ein Angebot von Frauen für Frauen. Hier begegnen sich 
Berlinerinnen und geflüchtete Frauen, die sich unterstützen und voneinander lernen. Frau Dr. 
Kämper weist darauf hin, dass das online-Angebot jetzt in sechs Sprachen zur Verfügung steht. 
 
Frau Zagidullin weist bei steigenden Geburtenzahlen auf den Mangel an Hebammen hin. 
Hebammen haben mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen (teure Pflichtversicherungen, 
Freiberuflichkeit ua). Zuständig für die Rahmenbedingungen ist das Bundesministerium für 
Gesundheit. Bezüglich der Situation der Hebammen in Berlin liegt zur Information dem Protokoll 
die Antwort auf die schriftliche Anfrage  Nr. 18/11338 vom 29.5.2017 bei (Anlage b). 
 
Ergänzung/Vormerkung Sitzungstermine: 
37. Sitzung am 11.12.2017, 13.30 – 15.30 Uhr 
38. Sitzung am 14.03.2018, 11.00 – 13.00 Uhr 
39. Sitzung am 15.10.2018. 13.30 – 15.30 Uhr 
 
Anlagen 

a) Anwesenheitsliste 
b) Antwort auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/11338 vom 29. Mai 2017 

 
 
Protokoll: Daniela Klaue-Kolodziejcok 

https://www.womens-welcome-bridge.de/
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